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Über den Autor:


Sebastian Wolf ist nicht nur Autor. Mit über 10 Jahren Erfahrung im Bereich der privaten Sicherheitsdienstleistung, in denen er u. a. als Qualitätsmanagement Koordinator und Niederlassungsleiter tätig war, ist er heute als Ausbilder und Inhaber eines Sicherheitsberatungsunternehmens aktiv an der Verbesserung der Ausbildungs- und Sicherheitsstandards beteiligt. Um seine Fachkenntnisse weiter auszubauen, studiert er aktuelle im Studiengang B. A. Sicherheitsmanagement an der Fachhochschule Diploma, wo er als gewähltes Mitglied der Studienvertretung auch dort versucht die qualifizierte Ausbildung von zukünftigen Sicherheitskräften in Topmanagement Position voranzubringen.




Kapitel 1 - Einleitung in die Thematik


Sicherheit ist eines der zentralen Rechtsgüter der modernen Gesellschaft. Obwohl es nicht explizit im Grundgesetz genannt ist1, lässt sich dieses Rechtsgut aus verschiedenen Grundgesetzen (Art. 2, 20 Abs. 4, 33 Abs. 4, Art. 73 Abs. 10 Grundgesetz) und der EU Menschenrechtskonvention ableiten (Art. 5, i. V. m. Art. 6 Abs. 2 EU Vertrag). Dabei wird erkennbar, dass die Innere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschlands zwar grundsätzlich eine Staatsaufgabe ist, aber nicht als wesentlicher Bestandteil der Staatsordnung im Grundgesetz hervorgehoben wird.2 Aufgrund der aktuellen weltpolitischen und innerdeutschen politischen Phänomene ist eine Auseinandersetzung mit dem Begriff Sicherheit wieder präsenter als noch vor wenigen Jahren. Der Staat hat erkannt, dass er nicht in der Lage ist, auf spontane Ereignisse adäquat mit eigenen Kräften zu reagieren. Ein wesentliches Phänomen zeigte sich während der Flüchtlingskrise 2015, als zur Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit die innere europäische Grenzkontrolle wieder eingeführt wurde. Dies führte dazu, dass wesentliche Teile der Exekutive für den Grenzschutz eingesetzt werden mussten. Die Bundespolizei gelangte dabei an ihre Leistungsgrenzen, da ein Drittel aller Bundespolizeireviere nicht mehr dauerhaft besetzt werden konnten.3 Gleichzeitig hatte die Bundesregierung die Aufgabe, Einrichtungen zum Schutz der Geflüchteten zu schaffen und deren Sicherheit zu gewährleisten. Diese Aufgabe wurde größtenteils an private Betreiber und Bewachungsunternehmen übertragen, wobei weder auf die Qualität dieser Unternehmen noch auf deren Ausbildungsstandard geachtet wurde. Die Vergabe erfolgte hauptsächlich nach dem „Best Price“ Verfahren.4 Ein weiteres deutliches Versagen zeigte sich in Hamburg im Jahr 2017 während des G20-Gipfels. 31.000 deutsche Polizisten und eine unbekannte Anzahl ausländischer Kräfte waren nicht in der Lage, die Sicherheit und Ordnung während des Gipfels aufrechtzuerhalten oder auch nur teilweise wiederherzustellen. 5 Gleichzeitig wurden in Hamburg zahlreiche private Bewachungsunternehmen eingesetzt, um die Leistungsgrenzen der staatlichen Sicherheitskräfte zu kompensieren und die Sicherheit staatlicher Einrichtungen zu gewährleisten. Auch die Sars-Covid-2-Krise seit 2020 hat gezeigt, dass die Legislative der Bundesrepublik Deutschland zwar in der Lage ist, entsprechende Gesetze und Verordnungen zu erlassen, aber deren Umsetzung und Überwachung durch die Exekutive nicht möglich ist. Daher ist es erforderlich, dass private Sicherheitskräfte die Einhaltung dieser Gesetze und Verordnungen überwachen und gegebenenfalls durchsetzen. 6 Das Vorhandensein von sogenannten „No Go Areas“, die zwar ein lokales, aber bundesweit auftretendes Problem darstellen, zeigt, dass die vorhandenen staatlichen Sicherheitskräfte nicht in der Lage sind, die öffentliche Sicherheit dauerhaft und überall aufrechtzuerhalten.7 Historisch betrachtet ist die Bundesrepublik Deutschland nicht in der Lage, die innere Sicherheit mit den bestehenden staatlichen Mitteln angemessen aufrechtzuerhalten, oder auf spontane Ereignisse zu reagieren. Es ist daher verständlich, dass mit zunehmendem Einsatz von privaten Bewachungsunternehmen zur Bewältigung solcher Situationen die Diskussion über deren rechtliche Grundlagen und Handlungsbefugnisse dringlicher wird und die Forderung nach einer gesetzlichen Regelung immer lauter wird. Die Forderungen nach einer verbindlichen nationalen, gesetzlichen Regulierung des Bewachungsgewerbes in Deutschland sind nicht neu. Am 15.07.1901 wurde das erste deutsche Bewachungsgewerbe (Hannoversche Wach- u. Schließ-Institut) gegründet.8 1907 forderte der Verband der Wach- und Schließgesellschaften (Kölner Verband) e.V. mit der Petition II, Nr. 2225 die Einführung der Konzessionspflicht, sowie grundlegende Änderungen in der Gewerbeordnung für das Bewachungsgewerbe.9 Nelken formulierte im Jahr 1926 wesentliche Anforderungen, die an ein eigenständiges Gesetz zur Regulierung des Bewachungsgewerbes in Deutschland gestellt werden. „Erst wenn das Publikum sich zu der Erkenntnis durchgerungen hat, das gute Leistungen auch entsprechend bezahlt werden muss, erst wenn die behördliche Auftragsvergabe nicht lediglich von den Gesichtspunkten aus erfolgt, dass das billigste Bewachungsinstitut nach das beste sei, erst wenn die Polizeibehörden in dem privaten Wächter nicht einen Konkurrenten erblicken, der sich unberechtigterweise anmaßt, Polizei zu spielen, sondern einen aus privaten Mitteln gestellten privaten Hilfsbeamten, erst dann wird jene Höhe der Entwicklungsmöglichkeit erklommen sein, die alle ernsthaften Gesellschaften mit Fleiß erstreben“.10 Den Forderungen des Verbands der Wach- und Schließgesellschaften (Kölner Verband) e. V. wurde am 07.02.1927 mit der Novellierung der Gewerbeordnung und der damit verbundenen Einführung des § 34a Gewerbeordnung Rechnung getragen.11 Den von Wilken genannten Anforderungen an die Gesetzesgestaltung und dem damit verbundenen möglichen Potential hat der § 34a Gewerbeordnung bis heute keine Rechnung getragen.12 Trotz der seit den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts vorherrschenden neoliberalen Entwicklung im Bereich der inneren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland,13 wurde die Debatte um die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regulierung des Bewachungsgewerbes erst 1995 erneut im Bundestag diskutiert. Die SPD Fraktion beantragte ein Aufgaben- und Befugnis Gesetz für die privaten Sicherheitsdienste zu verabschieden. 14 Diesem Antrag wurde damals nicht entsprochen. Erst am 12.03.2018 legten die Abgeordneten der CDU/CSU und SPD den Grundstein für ein Sicherheitsdienstleistungsgesetz. Sie erkannten, dass das bestehende Bewachungsgewerbe in Deutschland einen wesentlichen Beitrag zur inneren Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland leistet. Sie erkannten, dass die bestehenden gesetzlichen Regularien für das Bewachungsgewerbe in Deutschland, den heutigen Anforderungen an das Bewachungsgewerbe in Deutschland nicht mehr gerecht wird und eine Novellierung der gesetzlichen Regularien notwendig ist.15 Diese Neuordnung des Bewachungsgewerbes wurde im Rahmen der 19. Legislaturperiode nicht vollendet. In der 20. Legislaturperiode einigten sich die Abgeordneten der SPD, Bündnis 90/die Grünen und FDP auf die Fortführung des von der CDU/CSU und SPD in der 19. Legislaturperiode begonnenen Projektes16 und das kommende Sicherheitsgesetze und deren Auswirkung auf Bürgerrechte im lichte technischer Entwicklungen einer unabhängigen wissenschaftlichen Evaluation zu unterziehen seien.17 Bis zum 31. 07.2023 befand sich das Projekt in der Schaffungsphase eines Referentenentwurfs durch das Bundesministerium des Inneren. In dem die Erkenntnisse aus den in den Jahren 2019 - 2021 durchgeführten Workshops mit Vertretern von Unternehmen, Behörden, Verbänden und Wissenschaftlern und den ab Dezember 2021 durchgeführten sondierten Regelungsalternativen berücksichtigt werden. 18 Dieser liegt nun als „Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sicherheitsgewerbes“ kurz Sicherheitsgewerbegesetz vor19 und ist Gegenstand dieser Arbeit.
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